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Zu 1.: 
Entsprechend der Anregung erfolgt in einer neuen Bekanntmachung zu einer 
erneuten Offenlegung eine schlagwortartige Charakterisierung / Zusammen-
fassung von Umweltthemen. Die Oberflächenentwässerung, die auch zuvor 
bereits in den Grundzügen geplant war, wurde zwischenzeitlich konkretisiert 
und mit dem Landkreis als grundsätzlich genehmigungsfähig abgestimmt. 
Damit kann die wasserwirtschaftliche Entsorgung des Gebietes als Teil der 
Erschließung gesichert werden. Die Konkretisierung (z. B. Einleitungsstellen) 
kann im nachfolgenden Genehmigungsverfahren erfolgen.  
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Zu 2.: 
Die Lage der Kompensationsflächen war in der Offenlage mit dem Rittergut 
Osthoff benannt worden. Zwischenzeitlich können die Maßnahmenflächen 
konkretisiert und mit Maßnahmen benannt werden. Diese Informationen 
werden in der Begründung ergänzt. 
 
 
Zu 3.: 
Die Biotoptypenkarte wird entsprechend der Bekanntmachung den neuen 
Auslegungsunterlagen beigefügt. 
Eine kartografische Darstellung der Vogelbeobachtung ist in den 
Auslegungsunterlagen auf S. 12. des Artenschutzberichtes bereits enthalten 
gewesen. Eine Ergänzung wird nicht für erforderlich erachtet.  
 
 
Zu 4.: 
Die DIN-Normen 4109 und 18005 liegen in der Stadtverwaltung vor und 
standen entgegen der schriftlichen Darstellung des Einwänders zur 
Einsichtnahme bereit. 
 
 
Zu 5.: 
Die Entwässerung des Plangeltungsbereiches sowie benachbarter Bereiche 
und bestehende wie auch ggf. durch zusätzliche Versiegelungen verschärfte 
Überflutungsereignisse werden seit längerer Zeit von der Stadt 
Georgsmarienhütte konzeptionell geprüft und mit einer nachhaltigen 
Planungsstrategie verfolgt. Die beabsichtigten Hochwasserschutzziele liegen 
dabei deutlich über den derzeit rechtlich vorgesehenen Anforderungen. 
Aufgrund der Komplexität der unterschiedlichen Einflüsse wurden zunächst 
unterschiedliche Lösungsansätze und Umsetzungsstrategien zwischen den 
Fachbehörden erörtert. Zwischenzeitlich ist ein realisierungsfähiges Konzept in 
den Grundzügen abgestimmt. Somit ist die entwässerungstechnische 
Erschließung gesichert.  
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Zu 6.: 
Das Schutzgut Boden wird im Umweltbericht unter Beachtung der Ziele der 
Raumordnung gewürdigt. Seitens des Landkreises gibt es diesbezüglich keine 
Einwände. Der Plangeltungsberiech beinhaltet überwiegend unversiegelte 
aber im Anschluss an den Südring auch bereits besiedelte Bereiche, welche 
weitergehende bauliche Inanspruchnahmemöglichkeiten erhalten sollen. Um 
der hohen Nachfrage nach Wohnbauflächen gerecht zu werden, ist allerdings 
auch eine Inanspruchnahme bislang baulich ungenutzter Flächen erforderlich. 
Allein eine Innenentwicklung und erhöhte Ausnutzung schon bestehender 
Siedlungsflächen reicht zur Nachfragedeckung nicht aus. Auch eine vermehrte 
Mehrfamilienhausbebauung (wie z. B. im Bereich Südlich Schulzentrum) kann 
die bestehende Mangelsituation allein nicht ausgleichen. Durch sparsame 
Erschließungsanlagen und den Verzicht auf öffentliche Grünflächen im Gebiet 
soll der Bodenverbrauch reduziert werden. Der vorgesehene Eingriff in das 
Umweltmedium Boden ist allerdings unvermeidlich. Dem Ziel, die 
erforderlichen Kompensationsmaßnahmen innerhalb von Flächenpools 
vorzusehen und damit Biotopverbundstrukturen zu fördern wird mit der 
Verwendung von Flächen am Rittergut Osthoff entsprochen. Der Anregung zur 
Inanspruchnahme des FFH-Gebietes soll nicht entsprochen werden, da dort 
kurzfristig keine geeigneten Kompensationsmaßnahmen durchgeführt werden 
können. Eine derartige Maßnahme ist jedoch auch nicht geboten, da sich der 
Flächenpool Rittergut Osthoff mit ca. 2,5 km Luftlinienentfernung im gleichen 
Naturraum befindet und die grundsätzliche Eignung von 
Ausgleichsmaßnahmen für Eingriffe im Stadtgebiet von Georgsmarienhütte mit 
der UNB abgestimmt ist.  
 
 
Zu 7.(1): 
Das Natura 2000-Gebiet „Teiche an den sieben Quellen“ weist eine 
Minimumentfernung von über 60 m zum Rand des Plangeltungsbereiches auf. 
Dazwischen befinden sich eine dichte Reihung von Einfamilienhäusern sowie 
eine öffentliche Erschließungsstraße (Forstweg) mit einer einseitigen 
Baumreihe. Das Hauptschutzgut des FFH-Schutzgebietes (Kammmolche) 
weist keinerlei Lebensraumverflechtungen mit dem Plangeltungsbereich auf. 
Nennenswerte Störeinflüsse des neuen Wohngebietes auf die 
Habitatstrukturen der Amphibienart sind unwahrscheinlich. In einer 
„Amphibienerfassung im FFH-Gebiet 370“ von 10.11.2019 wird der Forstweg 
als „bedeutendes Migrationshindernis“ beschrieben. Der Plangeltungsbereich 
findet in dem Bericht keine Erwähnung. Die Schutzziele des FFH-Gebietes sind 
nicht gefährdet. Eine weitergehende Prüfung des Sachverhaltes z. B. durch 
eine FFH-Vorprüfung ist entbehrlich. 
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Zu 7. (2): 
Der derzeit gültige Landschaftsrahmenplan des Landkreises Osnabrück 
stammt aus dem Jahr 1994 und sollte bis 2020 fortgeschrieben werden. Eine 
Neufassung liegt bislang nicht vor. In der kartografischen Fassung des 
Planwerkes weist der Landschaftsnehmerplan keine zeichnerische Darstellung 
auf. Die Aussage, dass eine Schutzfestsetzung enthalten ist, ist insofern nicht 
korrekt.  
Eine Abwägung des Sachverhaltes ist deshalb nicht erforderlich. 
 
 
 
 
Zu 8.: 
Es ist korrekt, dass im Zuge der ökologischen Bestandserfassung Turmfalke 
und Grünspecht als Nahrungsgäste ermittelt wurden. Die artenschutzrechtliche 
Prüfung führt dazu allerdings aus, dass Beeinträchtigungen des 
Turmfalkenvorkommens angesichts der Kleinflächigkeit des Plangebietes und 
der Habitatnutzung auch von Siedlungsrandflächen nicht zu erwarten sind.  
 
Im Plangebiet werden neue Gartenflächen entstehen, die als alternatives 
Nahrungshabitat bewertet werden können. Beeinträchtigungen des Grün-
spechtvorkommens durch die Planung sind deshalb ebenfalls nicht zu 
erwarten.  
 
Die Information zum Vorkommen des Eisvogels in der westlichen 
Nachbarschaft wird zur Kenntnis genommen. Bei dem Plangeltungsbereich 
handelt es sich jedoch weder um einen für diese Tierart geeigneten 
Lebensraum noch um ein Nahrungshabitat. Eine weitergehende Betrachtung 
dieses Sachverhaltes ist entbehrlich, da Verbotstatbestände des § 4 
BNatSchG nicht berührt werden. 
 
 

    

4

Landschaftsrahmenplan



Ri/Lf-18148011-18 EW-B-Plan-Bürger / 16.02.2021 

 Anregungen der Bürger Beschlussvorlage Abstimmungsergebnis 

einst. ja enth. nein 

 

                lfd. Nr. 5 

 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zur 9.: 
Zur Schalltechnischen Belastung des Plangeltungsbereiches können folgende 
Feststellungen getroffen werden: 
Die Sportanlage Rehlberg weist zum Plangeltungsbereich Abstände von über 
150 m Luftlinie auf. Zwischen Sportanlage und Neubaugebiet befinden sich 
bereits drei Reihen von Wohnhäusern. Für diese Bestandsgebäude wurde in 
einer vorherigen Schalltechnischen Untersuchung am 05.11.2018 
nachgewiesen, dass die Werte der Sportlärmverordnung an den relevanten 
Immissionsorten in unmittelbarer Nachbarschaft zur Sportanlage nicht 
überschritten werden. Vor diesem Hintergrund kann für den 
Plangeltungsbereich eine verträgliche Sportlärmsituation unterstellt werden. 
Unabhängig davon sind Schallauswirkungen des Stahlwerks der 
Georgsmarienhütte zu werten. Es kann zwar nicht ausgeschlossen werden, 
dass auch bei ca. 700 m Abstand Luftlinie (abhängig von 
Witterungseinflüssen), auch Betriebsgeräusche vernehmbar sind; diese 
werden jedoch durch die Topografie und Bebauung zusätzlich reduziert. 
Deshalb stellt auch der diesbezügliche Gewerbelärm keine erhebliche 
Beeinträchtigung dar. Bei der Bewertung des Verkehrslärms erfolgte eine 
Beschränkung auf die relevanten Emissionsquellen. Das maßgebliche 
Emissionsband wird durch den Südring gebildet. Dagegen fällt die 
Frequentierung des Forstweges bereits deutlich ab. Selbst unter 
Beaufschlagung der neu aus dem Baugebiet zu erwartenden Verkehre (ca. 185 
Fahrzeuge/Tag) wurden auf dem westlichen Teilstück der Straße nur 1090 
Fahrzeuge/Tag (DTV) ermittelt und in die Berechnung zum Schallschutz 
eingestellt. Die weiteren Seitenstraßen weisen eine deutlich geringere 
Bedeutung/Belastung auf und tragen nicht zu spürbaren Erhöhungen der 
Berechnungsergebnisse bei. Deshalb sind die Vorsorgemaßnahmen, die im 
Bebauungsplan zum Schutz der Wohnnutzung im Plangeltungsbereich 
festgesetzt wurden, als ausreichend zu erachten.  
Eine Planänderung zur weitergehenden Berücksichtigung von 
Schallereignissen ist nicht erforderlich.  
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Zu 10.: 
Das Flurstück Nr. 58/41 stellt einen Teil einer Waldfläche dar. Diese Waldfläche 
grenzt unmittelbar an die öffentliche Verkehrsfläche Sonnenpfad. Für die 
Waldeigentümer ergibt sich daraus eine erhöhte Verkehrssicherungspflicht, die 
gewährleistet, dass Nutzer der öffentlichen Fläche nicht zu Schaden kommen. 
Der Schutzanspruch gilt in gleicher Weise für die Nutzer des 
Plangeltungsbereiches. Seitens der Stadt werden für ihre Waldflächenränder 
regelmäßige Kontrollen auf Baumschäden durchgeführt, sodass der 
Gefährdungsgrad als relativ gering eingeschätzt wird. Dennoch ist es 
beabsichtigt, zum weitergehenden Schutz der Verkehrsteilnehmer und 
zukünftigen Anwohner den unmittelbaren Randbereich des Waldes um hohe 
Einzelbäume zu reduzieren und die Waldrandzone als Waldmantel 
umzugestalten. Dem weiteren Waldeigentümer wird insofern empfohlen, 
ebenfalls seiner Verkehrssicherungspflicht im Hinblick auf die benachbarte 
Verkehrsfläche gerecht zu werden.  
Weitergehende Maßnahmen werden im Rahmen der Bauleitplanung nicht für 
erforderlich erachtet. 
 
 
Zu 11.: Hinsichtlich des Vorkommens von Fledermäusen wird seitens des 
Artenschutzgutachters folgende fachliche Einschätzung ergänzt: 
 
Ein Eintreten artenschutzrechtlicher Verbotstatbestände im Bezug auf 
europarechtliche geschützte Fledermausarten ist im Zusammenhang mit der 
Planung nicht zu erwarten. Die randlich stehenden Gehölzbestände sollen 
weitestgehend erhalten werden. Diese könnten von Fledermäusen als 
Jagdhabitate oder Flugkorridore genutzt werden. Eine Nutzung durch 
Fledermäuse ist auch nach Umsetzung der Planung möglich.  
Fledermausquartiere sind im Plangebiet nicht vorhanden. Eine Auslösung des 
Verbotstatbestandes „Tötung“ (§ 44(1) Nr. 1 BNatSchG) kann somit ausge-
schlossen werden. Eine erhebliche Störung (§ 44 (1) Nr. 2 BNatSchG) von 
Fledermäusen ist ebenfalls nicht zu erwarten. Diese liegt nur dann vor, wenn 
eine lokale Population beeinträchtigt wird. Auch eine Entnahme von 
Fortpflanzungs- und Ruhestätten (§ 44(1) Nr. 3 BNatSchG) kann ausge-
schlossen werden, da diese im Plangebiet nicht vorhanden sind. Auswirkungen 
auf Populationen, die an das Plangebiet angrenzen oder mit diesem im 
Zusammenhang stehen, sind allenfalls als geringfügig einzuschätzen. 
 
Aufgrund der vorliegenden Anregungen/Einwändungen erfolgt unter 
Berücksichtigung der vorab durchgeführten Einzelabwägungen eine erneute 
Offenlegung des Planentwurfes. 

    

Abwägungsvorschlag:
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Zu 1:  
Die Einhaltung von Abflusswerten unterliegen behördlichen Kontrollen. Dies ist 
jedoch nicht Regelungsgegenstand eines Bebauungsplanes. Die Wasser-
wirtschaftlichen Festlegungen, die für den Geltungsbereich des Plangebietes 
und den erweiterten Planungsraum getroffen und mit dem Landkreis vereinbart 
wurden, liegen deutlich über den derzeit allgemein geltenden Anforderungen. 
Die wasserwirtschaftliche Konzeption wurde mit den Stadtwerken und dem 
Landkreis abgestimmt. Ein erhöhtes Risiko für das Grundstück Forstweg Nr. 
67 durch die Neubebauung wird, auch unter Berücksichtigung der 
Höhensituation, nicht gesehen.  
 
Die dezidierte Festsetzung grundstücksbezogener Abflusswerte wurde jedoch 
im Hinblick auf deren Umsetzung und Überprüfungsschwierigkeiten 
zurückgenommen. 
 
 
 
Zu 2: 
Der betraute Ökologe hat zu der Beeinflussung von Fledermauspopulationen 
folgende Stellungnahe abgegeben:  
 
„Ein Eintreten artenschutzrechtlicher Verbotstatbestände in Bezug auf 
europarechtlich geschützte Fledermausarten ist im Zusammenhang mit der 
Planung nicht zu erwarten. Die randlich stehenden Gehölzbestände sollen 
weitestgehend erhalten werden. Diese könnten von Fledermäusen als 
Jagdhabitate oder Flugkorridore genutzt werden. Eine Nutzung durch 
Fledermäuse ist auch nach Umsetzung der Planung möglich. 
Fledermausquartiere sind im Plangebiet nicht vorhanden. Eine Auslösung des 
Verbotstatbestandes „Tötung“ (§ 44 (1) Nr. 1 BNatSchG) kann somit 
ausgeschlossen werden. Eine erhebliche Störung (§ 44 (1) Nr. 2 BNatSchG) 
von Fledermäusen ist ebenfalls nicht zu erwarten. Diese liegt nur dann vor, 
wenn eine lokale Population beeinträchtigt wird. Als Vermeidungsmaßnahme 
sollte nur eine insektenschonende Beleuchtung verwendet werden (s. 
artenschutzrechtlicher Fachbeitrag) und eine nächtliche Beleuchtung 
angrenzender Gehölzbestände sollte weitestgehend vermieden werden. Auch 
eine Entnahme von Fortpflanzungs- und Ruhestätten (§ 44 (1) Nr. 3 
BNatSchG) kann ausgeschlossen werden, da diese im Plangebiet nicht 
vorhanden sind.  
Auswirkungen auf Populationen, die an das Plangebiet angrenzen oder mit 
diesem im Zusammenhang stehen, sind allenfalls als geringfügig 
einzuschätzen“. 
 
Insgesamt ergibt sich im Rahmen der Planaufstellung kein weiterer 
Handlungsbedarf. 
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Zu 3:  
Das Natura 2000-Gebiet „Teiche an den sieben Quellen“ weist eine 
Minimumentfernung von über 60 m zum Rand des Plangeltungsbereiches auf. 
Dazwischen befinden sich eine dichte Reihung von Einfamilienhäusern sowie 
eine öffentliche Erschließungsstraße (Forstweg) mit einer einseitigen 
Baumreihe. Das Hauptschutzgut des FFH-Schutzgebietes (Kammmolche) 
weist keinerlei Lebensraumverflechtungen mit dem Plangeltungsbereich auf. 
Nennenswerte Störeinflüsse des neuen Wohngebietes auf die 
Habitatstrukturen der Amphibienart sind unwahrscheinlich. In einer 
“Amphibienerfassung im FFH-Gebiet 370“ von 10.11.2019 wird der Forstweg 
als „bedeutendes Migrationshindernis“ beschrieben. Der Plangeltungsbereich 
findet in dem Bericht keine Erwähnung. Die Schutzziele des FFH-Gebietes sind 
nicht gefährdet. Eine weitergehende Prüfung des Sachverhaltes z. B. durch 
eine FFH-Vorprüfung ist entbehrlich. 
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Die Auffassung, dass eindeutige Höhenbegrenzungen für die zukünftig 
zulässigen baulichen Anlagen getroffen werden sollen, wird geteilt. Deshalb 
werden in der Planzeichnung des Bebauungsplanes maximale Höhen für 
Traufe und First über der Oberkante Fertigfußboden (des Erdgeschosses) 
festgesetzt. Um einen Bezug zu haben, wird in der textlichen Festsetzung Nr. 
2.1 der Bezug zur natürlichen Geländehöhe hergestellt. Um zu gewährleisten, 
dass diese Bezugshöhe vor Beginn der Baumaßnahmen nicht verändert wird, 
erfolgte eine engmaschige Topografieaufnahme, welche auf der 
Planzeichnung mit Höhenangaben im 10 m Raster abgebildet ist. Dadurch 
besteht eine auf das hängige Gelände bezogene nachvollziehbare und 
eindeutige Höhenfixierung entsprechend der Anregung.  
 
Die städtebauliche Zielvorstellung für den Plangeltungsbereich beinhaltet eine 
dichte Wohnbebauung mit Einzel- und Doppelhäusern. Dabei ist durchaus eine 
intensive Ausnutzung der Grundstücke vorgesehen, die teilweise die Dichte 
des randlichen Bestandes übersteigt. Dies ist jedoch auch erforderlich, um dem 
Grundsatz der Innenentwicklung (und damit dem Schutz des Freiraumes) 
gerecht zu werden. Das festgesetzte Maß der baulichen Nutzung ist jedoch 
auch im Umgebungskontext als verträglich anzusehen.  
 
Um der Anregung zu einer verträglichen optischen Ausbildung nachzukommen 
und die durchgängige Neigungsdachausbildung südlich des Forstweges 
aufzunehmen, soll gegenüberliegend auf die Möglichkeit der Errichtung von 
Flachdächern verzichtet und nur Neigungsdächer zugelassen werden.  
 
Die Planunterlagen werden entsprechend geändert. 

    

Abwägungsvorschlag:
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Auch wenn die Anregungen mit Bebauungsplan Nr. 288 „Südlich Schul-
zentrum“ tituliert sind, enthalten sie dennoch auch Sachverhalte für das 
vorliegende Verfahren, sodass unterstellt wird, dass sie auch bei der 
Abwägung zu Bebauungsplan Nr. 285 gewürdigt werden sollen.  
 
Die Sachverhaltsdarstellungen zu “Planung“, „Istzustand“ und „Empfehlungen“ 
werden zur Kenntnis genommen. Sie sollen im Rahmen der weiteren 
tiefbautechnischen Fachplanungen und der Realisierung Beachtung finden. 
Unmittelbare Auswirkungen auf Festsetzungen im Rahmen der Bauleitplanung 
liegen dabei nicht vor.  
 
Die „Vorschläge, Hinweise, Wünsche, Forderungen“ werden folgendermaßen 
abgewogen:  
 
Zu 1.  
Die bisherigen wasserwirtschaftlichen Untersuchungen haben das erforder-
liche Retentionsvolumen ermittelt. Dies kann auf den bislang im B-Plan Nr. 288 
festgesetzten Flächen erfolgen. Diese sind auch für die erforderlichen 
Maßnahmen verfügbar. Damit ist die Erschließung für den vorliegenden B-Plan 
Nr. 285 gesichert.  
 
Zu 2:  
Die Anregung ist technisch grundsätzlich umsetzbar. Eine diesbezügliche 
Entscheidung erfolgt jedoch erst im Zuge der weiteren wasserwirtschaftlichen 
Fachplanung und der nachfolgenden Genehmigung. Für die Erschließung des 
vorliegenden B-Planes Nr. 285 ist dies jedoch ohne Belang. 
 
Zu 3 – 12: 
Es handelt sich vorwiegend um Aspekte, die unmittelbar mit dem großflächigen 
B-Plan Nr. 288 verknüpft sind. Die aus dem Gebiet Nr. 285 resultierenden 
Abflussmengen sind deutlich geringer. Dennoch sind auch dafür die Rückhalte-
volumina so konzipiert, dass nicht mehr Wasser an das nachfolgende 
Vorflutsystem abgeleitet wird als dies bei bisherigen natürlichen Abläufen der 
Fall ist.  
 
Zu 13: 
Der Anregung soll in der Form entsprochen werden, dass die Dachneigungs-
spanne geändert wird und damit Flachdächer, die auf der gegenüberliegenden 
Seite des Forstweges nicht vorhanden sind, ausgeschlossen werden.  
 
Die Planunterlagen werden bezüglich der Dachform geändert. 

    

Abwägungsvorschlag:
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